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Einleitung

Die vorliegende Arbeit untersucht de lege lata und de lege ferenda das Ver-
hältnis von Richtermacht und Parteiherrschaft im deutschen Zivilprozess mit
besonderem Augenmerk auf die Verhandlungs- und die Dispositionsmaxime
sowie auf das soziale und das liberale Prozessmodell. Im Fokus der Betrach-
tung steht die Gewichtung von Parteiherrschaft und Richtermacht für die
Ausgestaltung eines funktionsfähigen und den rechtspolitischen Bedürfnissen
gerecht werdenden Zivilverfahrens. Die zentrale Aufgabenstellung bildet die
Beantwortung der Frage, ob sich der heutige Zivilprozess wieder intensiver an
den traditionellen Grundsätzen der Verhandlungs- und der Dispositionsma-
xime ausrichten sollte.

Die langgeführte Diskussion um das Verhältnis von Richtermacht und Par-
teiherrschaft bleibt heute unvermindert aktuell. In der Bundesrepublik
Deutschland haben die Gegenpole von Parteiherrschaft und Richtermacht in
den rechtspolitischen Auseinandersetzungen der siebziger Jahre des 20. Jahr-
hunderts aufgrund der politischen Bewegung von 1968 eine große Rolle ge-
spielt. Ausgelöst von neuen Erwägungen zur Rolle des Staates und der Justiz
wurde auf Grundlage eines antiliberalen Gedankenguts eine Neugestaltung
des Zivilprozesses vor allem durch eine aktiv gestaltende Rolle des Richters,
teilweise als „Sozialingenieur“ zum Schutz des mutmaßlich sozial Schwäche-
ren unter Modifikation der Verhandlungsmaxime, postuliert.1 Das der öster-
reichischen Zivilprozessordnung zugrunde liegende Modell des sozialen Zi-
vilprozesses ist dem Modell der liberalen Prozessordnung entgegengesetzt.
Während das soziale Modell durch Richteraktivität gekennzeichnet ist, folgt
der liberale Zivilprozess – namentlich in Gestalt der Civilprozeßordnung von
1877 – dem Ideal eines passiven Richters und der maximalen Parteiherrschaft
unter Verwirklichung der Verhandlungs- und der Dispositionsmaxime. Dem-
entsprechend waren die zentralen richterlichen Befugnisse im Rahmen der
Sachverhaltsrekonstruktion, wie die richterliche Frage- und Aufklärungs-
pflicht, die Kompetenz, das Erscheinen der Partei anzuordnen und die Vorlage
von Urkunden zu bewirken, zurückhaltend ausgestaltet. Im Rahmen der
Kennzeichnung der Prozessmodelle als „sozial“ bzw. „liberal“ muss aber im-

1 Z.B. Wassermann, Der soziale Zivilprozeß, 1978, S. 86.
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2 Einleitung

mer im Auge behalten werden, dass es sich nicht um ontische Begrifflichkeiten
handelt, sondern eher um schlagwortartige Bezeichnungen bestimmter Grund-
tendenzen als Idealtypen im Sinne Max Webers.

Gewiss hat die Frage nach dem Verhältnis von Parteiherrschaft und Richter-
macht mittlerweile die Schärfe der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts – getra-
gen von Forderungen nach einem sozialen Zivilprozess – verloren und er-
scheint heute weniger ideologisch geprägt. Die Problematik des Zivilprozesses
als sozialer Konflikt bleibt aber im Blickfeld der wissenschaftlichen Diskus-
sion, was in der aktuellen Verbraucherschutzdebatte mit den Vorschlägen,
strukturelle Ungleichgewichtslagen durch kompensatorische richterliche Pro-
zessführung zugunsten des Verbrauchers auszugleichen, deutlich wird. Es
lässt sich also weiterhin fragen, ob der bereits eingeschlagene Weg der Stär-
kung von Richtermacht in Richtung eines sozialen Zivilprozesses des 21. Jahr-
hunderts weiter beschritten werden sollte oder ob nicht ein Rekurs auf mehr
Liberalismus unter Stärkung und Weiterentwicklung vor allem des Verhand-
lungsgrundsatzes und damit der Betonung von Eigenverantwortung der Par-
teien für die Tatsachenbeschaffung angebracht ist. Diese Thematik ist damit
Ausdruck des Spannungsverhältnisses von effektivem Rechtsschutz nach
Art. 2 I GG i.V.m. Art. 20 III zugunsten des Schwächeren einerseits und einer
ausnahmslosen Gleichbehandlung von Kläger und Beklagtem im Zivilverfah-
ren nach Art. 3 I GG unter Wahrung des Erfordernisses richterlicher Neutra-
lität andererseits.

Es kann demnach konstatiert werden, dass die Bestimmung einer angemes-
senen Weise eines Zusammenwirkens von Richter und Parteien eine zeitlose
Aufgabe für die Rechtstheorie und die Rechtspolitik bleibt.2 Sie ist eng ver-
knüpft mit der Ausgestaltung der Sachaufklärung, die gemäß der Verhand-
lungsmaxime in den Verantwortungsbereich der Parteien fällt oder aber nach
der Untersuchungsmaxime dem Aufgabenkreis des Richters, der die Wahrheit
zu erforschen habe, zugewiesen sein kann. Ausdruck von Parteiherrschaft
sind aber neben der Verhandlungsmaxime die Dispositionsmaxime und eine
zurückhaltende richterliche Prozessleitung, gekennzeichnet vor allem durch
den Parteibetrieb. Umgekehrt geht jede Stärkung von Richtermacht mit einer
Schwächung dieser Prinzipien einher. Das Verhältnis von Parteiherrschaft und
Richtermacht kann danach auch als Frage nach einem an der Verhandlungs-
und der Dispositionsmaxime orientierten Zivilverfahren oder einem richter-
zentrierten Verfahren, das sich mehr in Richtung Untersuchungsmaxime be-
wegt, formuliert werden. Dispositionsmaxime und Verhandlungsmaxime sind
als Grundformen der Zuständigkeitsabgrenzung zwischen den Parteien und

2 Böhm, Ius Commune 7 (1978), S. 136 ff. (159).
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dem Gericht anzusehen.3 Hier zeigt sich das Aufeinandertreffen von Rechts-
dogmatik und Rechtspolitik im Verfahrensrecht sehr deutlich.4

Diskutiert werden muss in diesem Zusammenhang, ob die prozessualen
Prinzipien der Disposition und Beibringung – trotz ihrer langen Tradition –
heute noch prägende Bedeutung für den deutschen Zivilprozess beanspru-
chen. Der Kern der Arbeit betrifft damit eine Stellungnahme im Rahmen der
aktuellen Diskussion um den Wert und die Bedeutung der Maximen, in der
dem prozessualen Maximendenken heute sogar etwas „Antiquiertes, ja Fort-
schritthemmendes“ zugeschrieben wird.5

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in sechs Teile. Nach einer thematischen
Einführung unter Berücksichtigung des aktuellen Diskussionsstands um die
Maximen wird der Inhalt der Verhandlungs- und der Dispositionsmaxime und
deren Spannungsverhältnis mit der richterlichen Prozessleitung näher be-
leuchtet. Sodann wird auf die Bedeutung des Prozesszwecks eingegangen; in
diesem Zusammenhang werden das liberale und das soziale Prozessmodell
vorgestellt. Schließlich enthält der erste Teil eine Darstellung der amerikani-
schen Sichtweise auf das deutsche Zivilverfahren unter Berücksichtigung des
Verhältnisses von Richtermacht und Parteiherrschaft im U.S.-amerikanischen
Zivilprozess.

Der zweite Teil wird im Rahmen einer rechtshistorischen Betrachtung die
Entwicklung der Zivilprozessordnung durch die grundlegenden Novellen im
Hinblick auf die relevante Frage des Verhältnisses von Parteiherrschaft und
Richtermacht darstellen. Durch zahlreiche Reformen hat sich das Gesicht der
ZPO im Hinblick auf das Verhältnis von Parteiherrschaft und Richtermacht
stark verändert. Hierbei hat gerade das österreichische Zivilverfahren mit sei-
ner stärkeren richterlichen Aktivität eine große Vorbildrolle eingenommen,
womit die österreichische Zivilprozessordnung von 1895 auch als Wegbereiter
eines sozialen Zivilprozesses angesehen werden kann. Es wird sich zeigen,
dass die deutsche ZPO durch ihre Novellierungen insoweit ein völlig anderes
Gepräge erfahren hat als es ihr im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens zu eigen war.
Analysiert wird, welche Elemente der Parteiherrschaft geblieben sind und
welchen Bedeutungszuwachs die Richtermacht demgegenüber erfahren hat.

Die Entwicklung soll schließlich im dritten Teil dieser Arbeit auch Verände-
rungen des Verhältnisses von Parteiherrschaft und Richtermacht aufgrund von
EU-Recht – vornehmlich durch das Sekundärrecht auf dem Gebiet des Ver-
braucherschutzes durch die Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Ver-

3 So Brüggemann, S. 100; vgl. auch Fasching, S. 336 Rn. 637: „Prozeßgrundsätze, die die
Aufgaben zwischen Gericht und Parteien verteilen“.

4 Vgl. dazu auch die Ausführungen von von Planck, der die Gestaltung des Zivilverfah-
rens im Kontext der Verhandlungsmaxime als eine „politische Frage“ bezeichnet. Von
Planck, Lehrbuch, 1. Bd. Allg. Theil, S. 197.

5 Althammer, in: Weller/Althammer, S. 3 ff. (5 f.).
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braucherverträgen und die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie – darstellen und
Probleme der Supranationalisierung im Hinblick auf die Thematik vor dem
Hintergrund des Erfordernisses der effektiven Durchsetzung des Gemein-
schaftsrechts aufzeigen.

Sodann geht der vierte Teil auf die Bedeutung der Prozessgrundrechte im
Sinne der Kontrolle richterlicher Machtübung und damit als Schutz der Par-
teien gegenüber der gesteigerten Richtermacht unter Berücksichtigung jün-
gerer Reformen ein. In diesem Kontext werden gesetzgeberische Reformen
betrachtet, die einer Stärkung der Parteirechte gegenüber der gesteigerten Rich-
termacht dienen. Hierzu zählen vor allem: die Einführung einer Anhörungs-
rüge nach § 321a ZPO und deren Neufassung, die Reform der Berufungszu-
rückweisung durch Beschluss und die Einführung eines Rechtsschutzes bei
überlangen Gerichtsverfahren. Insgesamt zeigt sich dabei eine „Konstitutio-
nalisierung“ des Zivilprozessrechts. In rechtsdogmatischer Hinsicht ist zu klä-
ren, wie die Einwirkung der Prozessgrundrechte auf das Verfahren sowie de-
ren Verhältnis zu den klassischen Maximen erfasst werden kann.

Schließlich werden im fünften Teil im Rahmen eines Ausblicks konkrete
Entwicklungsoptionen für den deutschen Zivilprozess im Hinblick auf das
Verhältnis von Parteiherrschaft und Richtermacht aufgezeigt. In welche Rich-
tung sollte sich der Zivilprozess des 21. Jahrhunderts entwickeln? In Betracht
kommt hierbei einerseits eine weitere Stärkung der Richtermacht oder aber
andererseits eine Hinwendung zu einer liberaleren Linie durch eine Weiterent-
wicklung und Komplettierung der Verhandlungs- und der Dispositionsma-
xime unter stärkerer Einbindung der Anwaltschaft. In diesem Teil wird deut-
lich, dass die Thematik eine deutliche rechtspolitische Akzentuierung erfährt,
denn die zentrale Problematik besteht darin, wie der Schutz des mutmaßlich
Schwächeren im Zivilverfahren in concreto verwirklicht werden kann. In die-
sem Kontext ist der Blick auf die Fragestellung zu richten, ob zugunsten des
Schutzes des Verbrauchers die Etablierung eines Sonderprozessrechts erstre-
benswert ist. Dieses würde sich vornehmlich durch eine Erhöhung richterli-
cher Aktivität in Ausprägung einer kompensatorischen richterlichen Prozess-
leitung auf Basis eines Übergreifens von Wertungen des materiellen Rechts so-
wie des Verfassungsrechts auszeichnen. Demgegenüber könnte die soziale
Dimension der Kompensation unter Wahrung richterlicher Neutralität auch
durch eine Stärkung von Parteiverantwortung erreicht werden. In diesem
Kontext spielt das facettenreiche Schlagwort der Materialisierung mit seinen
Konsequenzen für das Zivilverfahren eine bedeutsame Rolle.

Letztlich enthält der sechste Teil eine abschließende Stellungnahme zur Zu-
kunft der Verhandlungs- und der Dispositionsmaxime sowie eine Zusammen-
fassung der wesentlichen Ergebnisse.
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A. Der Verhandlungsgrundsatz, 
der Dispositionsgrundsatz und der Parteibetrieb 

als Ausdruck von Parteiherrschaft im Zivilprozess

Die Prozessmaximen und deren Interaktion betreffen die Frage der Zuord-
nung von Partei- und Richtermacht und damit die Verteilung von Freiheit und
Verantwortung Privater im Verhältnis zum Staat. Dabei handelt es sich um ein
grundlegendes rechtspolitisches Anliegen.1 Ausdruck der Parteiherrschaft
über das zivilprozessuale Erkenntnisverfahren sind der Verhandlungsgrund-
satz, der Dispositionsgrundsatz und der Parteibetrieb. Die Erörterung dieser
Grundsätze bildet daher den Kern der vorliegenden Arbeit. Sowohl der Dis-
positionsgrundsatz als auch der Verhandlungsgrundsatz repräsentieren das
Prinzip von Parteifreiheit und Parteiverantwortung im Zivilprozess2 und ha-
ben damit eine gewisse Nähe zum materiell-rechtlichen Prinzip der Privatau-
tonomie. Damit sind sie im Ergebnis Ausdruck der in Art. 2 GG verfassungs-
rechtlich garantierten Handlungsfreiheit. Die Grundsätze der Beibringung
und Disposition werden neben den Grundsätzen der Öffentlichkeit, Un-
mittelbarkeit und Mündlichkeit zu den zentralen Programmsätzen des vom
Maximendenken besonders geprägten deutschen Zivilprozesses gezählt. Sie
sollen gewissermaßen die grundlegenden rechtlichen Leitlinien des Erkennt-
nisverfahrens bilden. Rechtstechnisch gesehen handelt es sich bei den Verfah-
rensmaximen also um Rechtsprinzipien, die als allgemeine Wertungsmaßstäbe
verstanden werden.3 Diese haben sich noch nicht zu einer unmittelbar an-
wendbaren Rechtsregel verdichtet,4 sondern tragen den Charakter von leiten-
den Rechtsgedanken, die ihre Konkretisierungen in der Zivilprozessordnung
erfahren haben. Die Begriffe der Verhandlungsmaxime und der Dispositions-
maxime werden in der Zivilprozessordnung nicht explizit bestimmt. Dies ent-
spricht auch der Neigung des deutschen Gesetzgebers des 19. Jahrhunderts,
keine allgemeinen Grundsätze in das Gesetz aufzunehmen und auf diese Weise
streng zwischen Gesetz und Lehrbuch zu unterscheiden. Es lässt sich konsta-
tieren, dass es insoweit der deutschen Verfahrensordnung an kodifizierter

1 So Stürner, ZZP 127 (2014), S. 271 ff. (282 f.).
2 Rauscher, in: Münchener Kommentar ZPO, Einl., Rn. 276; Leipold, in: Stein/Jonas,

ZPO, 22. Aufl., Vor § 128 Rn. 138; Kern, in: Stein/Jonas, ZPO, Vor § 128 Rn. 161.
3 Roth, ZZP 131 (2018), S. 3 ff. (4 f.) m.w.N.
4 Zu der Begrifflichkeit des Rechtsprinzips im Allgemeinen Larenz, Methodenlehre,

S. 227.
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Dogmatik mangelt.5 Ausführlich geregelt ist lediglich der Grundsatz der Ver-
fahrensöffentlichkeit im Rahmen der §§ 169 ff. GVG. Demgegenüber operie-
ren andere Prozessordnungen – wie das französische Zivilprozessrecht des
Code de Procédure Civile (CPC) von 1976 sowie das neue Prozessrecht der im
1. Januar 2011 in Kraft getretenen Zivilprozessordnung der Schweiz – mit aus-
drücklich kodifizierten Prinzipiennormen.6 Allerdings besagt die Kodifika-
tion nicht per se einen Fortschritt im Sinne einer größeren tatsächlichen Be-
deutung von Maximen für das Verfahren. Insbesondere wird im Hinblick auf
das schweizerische Verfahrensrecht angenommen, dass die Detailtiefe der ko-
difizierten Verfahrensgrundsätze – obwohl sich diese inhaltlich an den deut-
schen Maximen orientieren – nicht deren Regulierungstiefe erreichen.7

Neben den genannten zentralen, allgemein anerkannten (einfachrechtli-
chen) Verfahrensgrundsätzen werden in der Literatur noch andere rechtliche
Wertungen, wie beispielsweise die Konzentrations- bzw. die Beschleuni-
gungsmaxime und die Prozessökonomie, zu den Prozessmaximen gezählt.
Auch erfahren mittlerweile die verfassungsrechtlichen Vorgaben, vor allem die
Verfahrensgrundrechte – das Recht auf den gesetzlichen Richter, dessen Unab-
hängigkeit, der Anspruch auf effektiven Rechtsschutz sowie auf rechtliches
Gehör und der Anspruch auf ein faires Verfahren – besondere Bedeutung.8 In
der jüngeren Kommentarliteratur werden diese unter der Bezeichnung „ver-
fassungsrechtlich fundierte Verfahrensgrundrechte“9 in die Verfahrensgrund-
sätze miteinbezogen, womit ein weites, von einer Überwindung der Trennung
von Prozessmaximen und Prozessgrundrechten geprägtes Verständnis der
Verfahrensgrundsätze zugrunde gelegt wird.10 Roth unterscheidet zwei Typen
von Prozessmaximen: Der erste Typus sei verfassungsrechtlich fundiert, wie
das rechtliche Gehör, der Anspruch auf ein faires Verfahren, der Grundsatz
der Waffengleichheit, das Willkürverbot, der effektive Rechtsschutz und die

5 Anderes gilt für den französischen Code de Procédure Civile von 1976, der die prozes-
sualen Grundprinzipien an den Anfang der Gesamtkodifikation stellt. Vgl. dazu Stürner,
ZZP 127 (2014), S. 271 ff. (299 f.), danach handelt es sich bei dem Code des Procédure Civile
um „ein Stück kodifizierter Dogmatik“. Die Verhandlungsmaxime ist nach Art. 6 noveau
code de procédure civile (n.c.p.c.) folgendermaßen geregelt: „A l’appui de leurs prétentions,
les parties ont la charge d’alléguer les faits propres á les fonder.“ Zudem ist es dem Richter
gem. Art. 7 n.c.p.c. untersagt, Tatsachen zu berücksichtigen, die die Parteien nicht in den
Prozess eingeführt haben. Vgl. dazu Scherpe, ZZP 129 (2016), S. 153 ff. (162).

6 Art. 55 sZPO enthält eine Umschreibung der Verhandlungs- und der Dispositionsma-
xime; Art. 58 sZPO regelt den Dispositions- und den Offizialgrundsatz. Vgl. dazu Ober-
hammer, ZEuP 2013, S. 751 ff. (761 ff.).

7 Althammer, in: Weller/Althammer, S. 3 ff. (16).
8 Leipold, in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Aufl., Vor § 128 Rn. 3; Kern, in: Stein/Jonas, ZPO,

Vor § 128 Rn. 6.
9 Musielak, in: Musielak/Voit, ZPO, 15. Aufl. 2018, Einl. Rn. 27 ff.
10 Vgl. zum weiten und engen Verständnis der Verfahrensgrundsätze Kern, in: Stein/Jo-

nas, Vor § 128 Rn. 6 ff.; vgl. auch Roth, ZZP 131 (2018) S. 3 ff. (4).
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Konzentrationsmaxime. Der zweite Typus, zu denen Roth u.a. die Dispositi-
ons- und die Verhandlungsmaxime zählt, habe demgegenüber einen abge-
schwächten Verfassungseinfluss bzw. beruhe eher auf Nützlichkeitserwägun-
gen.11 Diesen Prozessmaximen stehen die Prozessgrundrechte, etwa das Recht
auf den gesetzlichen Richter, Art. 101 I S. 2 GG, das rechtliche Gehör,
Art. 103 I GG, die Gleichheit vor dem Richter, Art. 3 I GG, gegenüber.12

Vorzugswürdig erscheint jedoch ein enger Begriff der Prozessmaximen,
welcher sich auf die Gestaltung des Verfahrensablaufs und die Verteilung der
Aufgaben zwischen Gericht und Parteien bezieht.13 Bei Einbeziehung aller
prinzipiellen Wertungen und Zielvorgaben einschließlich aller verfassungs-
rechtlichen Vorgaben verliert der Begriff der Prozessmaximen seine Konturen;
die Maximen wären eher als Grundlagen des Zivilprozesses zu verstehen.14

Unter Zugrundelegung des dargestellten engen Verständnisses werden in die-
ser Arbeit nur die herkömmlichen Prinzipien als Prozessmaximen bezeichnet.
Diesen ist gemeinsam, dass sie Gegensatzpaare bilden, denn sie „fragen nach
Verfahrensgestaltungen, die so oder auch anders aussehen können“.15 Es han-
delt sich dabei um Dispositionsgrundsatz und Offizialmaxime; Verhandlungs-
grundsatz und Untersuchungsgrundsatz; Amtsbetrieb und Parteibetrieb. Wei-
tere gegenläufige Maximen sind: Mündlichkeit und Schriftlichkeit; Unmittel-
barkeit und Mittelbarkeit; öffentliches und geheimes Verfahren. Zwischen
diesen Alternativen kann der Gesetzgeber wählen.16 Insoweit wird rechtstech-
nisch auch von einer „maximentypischen Antipodenstellung“17 bzw. von ei-
nem „Kontrastprinzip“18 gesprochen. Die Gegensätzlichkeit der Prinzipien
wird im Übrigen in der jungen Zivilprozessordnung der Schweiz hervorgeho-
ben, in der die Prinzipien Verhandlungs- und Untersuchungsgrundsatz sowie
Dispositions- und Offizialgrundsatz jeweils in einem Artikel – Art. 55 sZPO
sowie Art. 58 sZPO – gegenübergestellt werden. Zu beachten ist, dass den bei-
den Grundsätzen der Dispositionsmaxime und der Verhandlungsmaxime ge-
meinsam ist, dass sie die Verteilung der Aufgaben zwischen den Parteien und
dem Gericht und deren Verhältnis zueinander regeln. Diese Gruppe von Pro-

11 Roth, ZZP 131 (2018), S. 3 ff. (6 f.).
12 Roth, ZZP 131 (2018), S. 3 ff. (7 f.).
13 Leipold, in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Aufl., Vor § 128 Rn. 3; Kern, in: Stein/Jonas, ZPO,

Vor § 128 Rn. 7.
14 Leipold, in: Stein/Jonas, ZPO, Vor § 128 Rn. 3. Leipold bezieht in seinen engen Begriff

der Verfahrensgrundsätze die verfassungsrechtlichen Vorgaben des Anspruchs auf rechtli-
ches Gehör, der Gleichheit vor dem Richter und des Anspruchs auf ein faires Verfahren mit
ein. Leipold, in: Stein/Jonas, ZPO, 22. Aufl., Vor § 128 Rn. 4; Kern, in: Stein/Jonas, ZPO,
Vor § 128 Rn. 7 f.

15 Leipold, in: Globalisierung und Sozialstaatsprinzip, S. 235 ff. (251).
16 Vgl. Fasching, S. 335 Rn. 636.
17 So Münch, in: Die Zukunft des Zivilprozesses, S. 5 ff. (19).
18 So Fasching, Rn. 636.
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zessgrundsätzen ist besonders eng mit den leitenden Ideen der jeweiligen Zeit
verbunden. Hier werden die Stellung des Individuums zu der staatlichen Ge-
meinschaft und der Raum, welchen die Gesellschaftsordnung dem Einzelnen
gewährt, im Prozess besonders deutlich.19 So wird gerade die Verhandlungs-
maxime als freiheitliche und rechtsstaatliche Errungenschaft angesehen.20

Demgegenüber bilden die genannten Grundsätze der Öffentlichkeit, Unmit-
telbarkeit und Mündlichkeit eine zweite Gruppe von Prozessgrundsätzen,
welche die technisch-praktische Ausgestaltung des Verfahrens verwirklichen.21

I. Grundlagen und Bedeutung des Maximendenkens 
unter Berücksichtigung der Maximenkritik und 

des aktuellen Diskussionsstandes

1. Die Herausbildung der Dispositions- und der Verhandlungsmaxime 
bei Gönner

Viele Elemente dogmatischen Denkens im Zivilprozess haben sich lange vor
der Entstehung der deutschen Reichscivilprozeßordnung (CPO) entwickelt.22

Hierzu zählt auch die Systematisierung durch Bildung von Prozessmaximen.
Historisch betrachtet geht die Herausbildung der Verhandlungs- und der Dis-
positionsmaxime auf Gönner zurück.23 In seinem im Jahre 1801 erschienenen
„Handbuch des deutschen gemeinen Prozesses“ wird der Ausdruck der Ver-
handlungsmaxime das erste Mal erwähnt. Dort heißt es: „[…] welche man Ver-
handlungsmaxime nennen kann, weil alles von dem Vorbringen der Parteien,
oder von ihren Verhandlungen abhängt“.24 Diesem Grundsatz stellte Gönner
die Untersuchungsmaxime als zweiten möglichen Weg eines Verfahrens ge-
genüber: „Hier geschieht nach angebrachter Klage Alles von Amts wegen […];
bei ihr gehet alles den Weg einer richterlichen Untersuchung, man kann sie da-
her die Untersuchungsmaxime nennen.“25 Gönner arbeitete eine Polarität der
Verhandlungs- und der Untersuchungsmaxime maßgeblich anhand des seit
dem 17. Jahrhundert entstandenen gemeinrechtlichen deutschen Prozesses so-
wie anhand des Verfahrens nach der Allgemeinen Gerichtsordnung für die
preußischen Staaten (AGO) von 1793 heraus. Er kennzeichnete diese vor dem

19 Fasching, S. 335 Rn. 635.
20 Leipold, JZ 1982, S. 448.
21 Fasching, S. 335 Rn. 635.
22 Stürner, ZZP 127 (2014), S. 271 ff. (281).
23 Die Maximenschöpfung hat Bomsdorf in seiner 1971 erschienenen Dissertation „Pro-

zeßmaximen und Rechtswirklichkeit“ eingehend geschildert.
24 Gönner, Handbuch, S. 261 (IV).
25 Gönner, Handbuch, S. 262 (IV).
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